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Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Festlegung von Maßnahmen 
für die Durchführung der Richtlinie 77/489/EWG über den Schutz von Tieren 
beim internationalen Transport 

A. Problem 
Die EG-Tiertransport-Richtlinie hat solange nicht die gewünsch-
te Wirkung, wie die nationalen Vorschriften zum Schutz der 
Tiere beim internationalen Transport nicht harmonisiert sind. 
Es bedarf daher des Erlasses von gemeinschaftlichen Durchfüh-
rungsregelungen. 

B. Lösung  

Tiertransporte sollen von einer internationalen Tiertransport

-

Bescheinigung begleitet werden,, die ausführliche Angaben über 
die Transportbedingungen auf allen Etappen enthalten soll. 
Durch tierärztliche Zwischenkontrollen soll der Nachweis der 
Einhaltung der EG-Tiertransport-Richtlinie erbracht werden. 
Ferner sollen Gemeinschaftsregelungen im Bereich des  Tier-
schutzes insbesondere hinsichtlich des Transportes zu Lande, 
zu Wasser und in der Luft beschleunigt ausgearbeitet werden, 
und zwar nach dem Verfahren des ständigen Veterinäraus- 
schusses. 
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C. Alternative 

Neben der bereits vorgesehenen amtstierärztlichen Gesund-
heitsbescheinigung des Ausfuhrlandes soll nach einer weniger 
verwaltungsaufwendigen Lösung gesucht werden. 

Einmütiger Ausschußbeschluß 

D. Kosten 

keine 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den anliegenden Vorschlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
mit der Maßgabe zur Kenntnis zu nehmen, die Bundesregierung zu ersuchen, bei 
den Verhandlungen in Brüssel darauf hinzuwirken, daß die Kommission aufge-
fordert wird, ihren Vorschlag hinsichtlich seiner Auswirkungen auf den inner-
gemeinschaftlichen Verkehr mit Tieren zu überprüfen und möglichst einfachere 
Lösungen vorzuschlagen. 

Bonn, den 21. Juni 1979 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Dr. Schmidt (Gellersen) 

Vorsitzender 

Dr. von Geldern 

Berichterstatter 
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Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Festlegung von Maßnahmen für die Durchführung der 
Richtlinie 77/489/EWG über den Schutz von Tieren beim internationalen Transport 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro-
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
die Artikel 43 und 100, 

gestützt auf die Richtlinie 77/489/EWG des Rates 
vom 18. Juli 1977 über den Schutz von Tieren beim 
internationalen Transport 1), insbesondere auf Arti-
kel 7, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial-
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

In Artikel 7 der Richtlinie 77/489/EWG hat der Rat 
den Erlaß der zu ihrer .Durchführung erforderlichen 
Bestimmungen vorgesehen. 

Die Durchführung der Richtlinie 77/489/EWG wird 
so lange nicht die gewünschte Wirkung haben, wie 
Unvereinbarkeiten hinsichtlich der Durchführung be-
stimmter Vorschriften zum Schutz der Tiere beim 
internationalen Transport zwischen den einzelnen 
Mitgliedstaaten bestehen. Es ist daher erforderlich, 
für diesen Bereich Gemeinschaftsmaßnahmen zu er-
lassen. 

Nach der genannten Richtlinie stellt die Ausstellung 
einer internationalen Tiertransport-Bescheinigung 
für Rinder, Schafe, Ziegen, Schweine und Einhufer, 
die als Haustiere gehalten werden, das beste Ver-
fahren dar zur Bestätigung, daß der betreffende 
Transport so durchgeführt worden ist, daß den Tie-
ren jede grausame Behandlung erspart geblieben ist. 
Zu diesem Zweck muß die Bescheinigung die Tiere 
bis zu ihrem endgültigen Bestimmungsort begleiten 
und ausführliche Angaben über die Transportbedin-
gungen auf allen Etappen enthalten. 

Ferner ist das in Artikel 7 der genannten Richtlinie 
erwähnte Verfahren festzulegen, wonach die Mit-
gliedstaaten in bestimmten Fällen auf Antrag er-
mächtigt werden können, Nummer 1 des Kapitels I 
des Anhangs der erwähnten Richtlinie nicht anzu-
wenden. Diese Befreiung muß jedoch mit Garantien 
betreffend die Beförderungsbedingungen, gegebe-
nenfalls . durch Ausstellung einer besonderen Be-
scheinigung, versehen werden. Die Beurteilung der 

1 ) ABl.  EG Nr. L 200 vom 8. August 1977, S. 10 

Zweckmäßigkeit und der Voraussetzungen für eine 
solche Befreiung muß nach einem gemeinschaftlichen 
Verfahren unter enger und wirksamer Zusammen-
arbeit zwischen den Mitgliedstaaten und der Kom-
mission erfolgen. 

Im übrigen empfiehlt es sich, im Sinne des Artikels 7 
der genannten Richtlinie und zum Zwecke ihrer all-
gemeinen Durchführung die spätere Ausarbeitung 
spezieller Maßnahmen je nach Art der Beförderung 
vorzusehen, die nach oben erwähnten Verfahren zu 
erlassen sind — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Unbeschadet des Artikels 2 genehmigen die Mit-
gliedstaaten den internationalen Transport zu 
Land, zu Wasser und in der Luft von in Kapitel I 
des Anhangs der Richtlinie 77/489/EWG bezeich-
neten Tieren nur bei Vorlage einer dem Muster 
in Anlage I zu dieser Richtlinie entsprechenden, 
von einem amtlichen Tierarzt ausgestellten Be-
scheinigung. 

Die Bescheinigung muß 

— am Tage des Verladens der Tiere für den 
Versand in das Bestimmungsland ausgestellt 
werden, 

— in mindestens einer der Amtssprachen des 
Versand-, Durchfuhr- und Bestimmungslandes 
abgefaßt sein, 

- jede Sendung beförderter Tiere bis zu ihrem 
endgültigen Bestimmungsort begleiten, 

— eine Geltungsdauer von 14 Tagen besitzen, 

— aus einem einzigen Blatt bestehen. 

2. Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, daß die in der 
Bescheinigung gemäß Absatz 1 geforderten An-
gaben über Verladen, Beförderung, Ankunft am 
Bestimmungsort sowie Füttern und Tränken der 
Tiere je nach Fall von einem Vertreter der zu-
ständigen Behörde, dem Besitzer oder seinem Be-
auftragten ausgefüllt werden. 

Die Bescheinigung ist der zuständigen Behörde 
des Bestimmungsmitgliedstaates binnen höch-
stens 24 Stunden nach Ankunft am Bestimmungs-
ort zu übergeben und von dieser mindestens 
drei Monate lang aufzubewahren. 

Zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundeskanzleramtes — 14 - 680 70 - E - Ag 380/79 — vom 9. Fe-
bruar 1979. 
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Artikel 2 

1. Die Mitgliedstaaten können auf Antrag und nach 
dem Verfahren des Artikels 4 davon befreit 
werden, die Bestimmungen des Kapitels I, Num-
mer 1, Buchstaben a, b und c des Anhangs der 
Richtlinie 77/489/EWG auf bestimmte Tierarten, 
wie z. B. reinrassige Zuchttiere oder zu Ausstel-
lungen oder Sportwettkämpfen beförderte Tiere, 
anzuwenden. 

Der Antrag ist an die Kommission zu richten und 
muß Angaben über die betreffenden Tierarten 
sowie die Gründe für eine Befreiung von einer 
oder mehreren der erwähnten Bestimmungen 
enthalten. 

2. Für die Gewährung einer Befreiung muß minde-
stens gewährleistet sein, 
— daß den Tieren jede grausame Behandlung 

und jedes unnötige Leiden erspart bleiben, 

— daß die übrigen allgemeinen und besonderen 
Bedingungen der Richtlinie 77/489/EWG ein-
gehalten werden, 

— daß die Dauer des Transportes nicht über-
mäßig lang ist. 

3. Für den Befreiungsbeschluß kann die Ausferti-
gung einer Bescheinigung verlangt werden. In 
diesem Fall sorgen die Mitgliedstaaten dafür, 
daß von der zuständigen Behörde eine dem Mu-
ster in Anlage II entsprechende Bescheinigung 
ausgestellt wird. Diese Bescheinigung muß 

— am Tage des Verladens der Tiere für den 
Versand in das Bestimmungsland ausgestellt 
werden, 

— in mindestens einer der Amtssprachen des 
Versand-, Durchfuhr- und Bestimmungslandes 
abgefaßt sein, 

— jede Sendung beförderter Tiere bis zu ihrem 
endgültigen Bestimmungsort begleiten, 

— eine Geltungsdauer von 14 Tagen besitzen, 

— aus einem einzigen Blatt bestehen. 

Artikel 3 

Die Durchführungsbestimmungen für die Richt-
linie 77/489/EWG betreffen zu Lande, zu Wasser 
und in der Luft transportierte Tiere und berücksich-
tigen namentlich 
— die biologischen, physiologischen und ethologi-

schen Bedürfnisse der Tiere vor, während und 
nach der Reise, 

— die Art des Transportmittels sowie die Art des 
Verladens und Ausladens, 

— die Versorgung der Tiere durch die beauftragten 
Betreuer während der Reise. 

Sie werden nach dem Verfahren des Artikels 4 er-
lassen. 

Artikel 4 

1. Wird auf das in diesem Artikel festgelegte Ver-
fahren Bezug genommen, so befaßt der Vorsit-
zende unverzüglich den durch Beschluß 68/361/ 
EWG des Rates eingesetzten Ständigen Veteri-
närausschuß — im folgenden „Ausschuß" ge-
nannt — von sich aus oder auf Antrag eines Mit-
gliedstaates mit der Angelegenheit. 

2. Im Ausschuß werden die Stimmen der Mitglied-
staaten nach Artikel 148 Abs. 2 des Vertrages 
gewogen. Der Vorsitzende nimmt an der Abstim-
mung nicht teil. 

3. Der Vertreter der Kommission unterbeitet einen 
Entwurf für die zu treffenden Maßnahmen. Der 
Ausschuß nimmt zu diesen Maßnahmen inner-
halb einer Frist Stellung, die der Vorsitzende je 
nach Dringlichkeit der zur Prüfung vorliegenden 
Fragen bestimmen kann. Die Stellungnahme 
kommt mit einer Mehrheit von einundvierzig 
Stimmen zustande. 

4. Die Kommission erläßt die Maßnahmen und 
bringt sie unverzüglich zur Anwendung, wenn 
sie der Stellungnahme des Ausschusses entspre-
chen. Entsprechen sie der Stellungnahme des 
Ausschusses nicht, oder ist keine Stellungnahme 
ergangen, so schlägt die Kommission dem Rat 
alsbald die zu treffenden Maßnahmen vor. Der 
Rat erläßt die Maßnahmen mit qualifizierter 
Mehrheit. 

Hat der Rat nach Ablauf einer Frist von drei 
Monaten nach Unterbreitung des Vorschlags 
keine Maßnahmen beschlossen, so erläßt die 
Kommission die vorgeschlagenen Maßnahmen 
und bringt sie unverzüglich zur Anwendung. 

Artikel 5 

Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften in Kraft, um 
dieser Richtlinie am   nachzukom-
men und setzen die Kommission hiervon unverzüg-
lich in Kenntnis. 

Artikel 6 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerich-
tet. 
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Anlage I 
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Anlage II 

Tierschutzbescheinigung 1) für den Transport von Tieren 
gemäß den Ausnahmebestimmungen der Entscheidung 

der Kommission 	 
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Begründung 

Artikel 7 der Richtlinie 77/489/EWG des Rates vom 
18. Juli 1977 über den Schutz von Tieren beim inter-
nationalen Transport sieht den Erlaß der für ihre 
Durchführung notwendigen Bestimmungen vor. 

Der vorliegende Vorschlag enthält verschiedene 
Durchführungsbestimmungen zu diesem Artikel, ins-
besondere die zur Inkraftsetzung von Punkt 1 Buch-
stabe d des Kapitels I des Anhangs der erwähnten 
Richtlinie notwendigen Bestimmungen. 

Außerdem werden Vorschläge für Bescheinigungen 
gemacht, falls es die Kommission für nötig hält, 
außer dem Gesundheitszeugnis ein weiteres Doku-
ment auszufertigen, um zu gewährleisten, daß ein 

internationaler Transport während seiner ganzen 
Reise gedeckt ist. 

Der Vorschlag enthält ferner Bestimmungen, die die 
allmähliche Ausarbeitung von  Gemeinschaftsmaß-
nahmen im Bereich des Tierschutzes gestatten, ins-
besondere in bezug auf den Transport zu Lande, zu 
Wasser und in der Luft. Um das Entstehen und die 
Annahme solcher Maßnahmen zu beschleunigen, und 
ihre Anwendung in der Praxis zu ermöglichen, wird 
vorgeschlagen, die Kommission nach Artikel 155 des 
EWG-Vertrages nach dem Verfahren des Ständigen 
Veterinärausschusses mit der Erarbeitung der Durch-
führungsbestimmungen zu der Richtlinie zu beauf-
tragen. 
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Bericht des Abgeordneten Dr. von Geldern 

Der Vorschlag wurde vom Herrn Präsidenten mit der 
EG-Sammelliste Drucksache 8/2583 Nr. 10 vom 15. Fe-
bruar 1979 dem Ausschuß für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten überwiesen. Der Ausschuß hat 
die Vorlage in seiner Sitzung am 13. Juni 1979 be-
raten. 

Bei dem Vorschlag geht es um folgendes: 

Der Rat hat bereits 1977 eine Richtlinie über den 
Schutz von Tieren beim internationalen Transport 
vorgeschlagen. Diese Richtlinie sieht den Erlaß einer 
Durchführungsrichtlinie vor. Sie ist Gegenstand des 
vorliegenden Vorschlags. Der Vorschlag sieht für 
jeden Tiertransport ein dreiseitiges Begleitpapier mit 
mehreren Bescheinigungen über die Verlade- und 
Transportbedingungen vor. Bei den einzelnen Trans-
portetappen sollen tierärztliche Zwischenkontrollen 
durchgeführt werden, damit die Tierschutzregelun-
gen der Tiertransport-Richtlinie eingehalten werden. 
Die Ausstellung einer vereinfachten Tierschutzbe-
scheinigung soll nur möglich sein für bestimmte Tier-
arten, etwa reinrassige Zuchttiere zur Beschickung 
von Ausstellungen oder Sportwettkämpfen, und dies 
auch nur dann, wenn der betreffende Mitgliedstaat 
einen Befreiungsantrag bei der EG-Kommission ge-
stellt hat. Das Mitführen einer amtstierärztlichen 

Gesundheitsbescheinigung des Ausfuhrlandes ist be-
reits jetzt vorgesehen. 
Bei den Beratungen im Ausschuß wurde die Durch-
führungsregelung in der vorliegenden Form als zu 
personalaufwendig angesehen. Dies gelte für das 
mehrseitige Begleitpapier, bei dem das angestrebte 
Ergebnis in keinem Verhältnis zum Aufwand stehe. 
Entsprechendes gelte aber auch für die vereinfachte 
Tierschutzbescheinigung. Das für sie vorgesehene 
Erteilungsverfahren bringe so viel Aufwand und 
Zeitverlust mit sich, daß der Anwendungsbereich 
zwangsläufig eingeschränkt werde. Der Ausschuß 
pflichtete der Auffassung des Landwirtschaftsaus-
schusses des Europäischen Parlaments bei, der in dem 
Vorschlag ein unnötiges Hindernis im innergemein-
schaftlichen Handelsverkehr gesehen hat, das zu 
Verzögerungen und Mehrkosten führe. Der Aus-
schuß ist daher der Auffassung, daß die Bundesre-
gierung bei ihren Verhandlungen in Brüssel auf eine 
Überprüfung des Vorschlags im Hinblick auf seine 
Auswirkungen für den innergemeinschaftlichen Ver-
kehr hinwirken und vereinfachende Alternativlösun-
gen anstreben sollte. 
Die Auffassung des Ausschusses hat in der Beschluß-
empfehlung ihren Niederschlag gefunden. Ich bitte 
den Bundestag, mit dieser Maßgabe den Vorschlag 
der EG-Kommission zur Kenntnis zu nehmen. 

Bonn, den 21. Juni 1979 

Dr. von Geldern 

Berichterstatter 






